
1031 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Vedassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (946 der Beila­
gen): Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG 
über gemeinsame Maßnahm~n des Bundes und 
der Länder beim Personalaufwand für Lehrer 
an allgemeinbildenden Pflichtschulen, bei der 
Förderung des Wohnbaus und der Wohnhaus­
sanierung sowie bei der Dotierung des 

Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 
Gegenstand der vorliegenden Vereinbarung sind 

beabsichtigte gemeinsame Maßnahmen des Bundes 
und der 'Länder, um eine strenge Kontrolle der 
Dienstplanbewirtschaftung in bezug auf Lehrer an 
allgemeinbildenden Pflichtschulen sicherzustellen. 
Weiters sieht die Vereinbarung eine Änderung der 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Län­
dern in Angelegenheiten der Förderung des Wohn­
baus und der Wohnhaussanierung vor sowie 
gesetzliche Regelungen über die Zuschüsse des 
Bundes an die Länder für Zwecke der Wohnbau­
förderung und der Wohnhaussanierung. Schließ­
lich enthält die Vereinbarung Regelungen über die 
Dotierung des Umwelt- und Wasserwirtschafts­
fonds. 

Dr. Helga Hieden-Sommer 

Berichterstatterin 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungsvor­
lage am 27. Juni 1989 in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. 
K hol, Sm 0 ll e, Dr. Dill e r sb erg e r, 
S tri c k e r sowie des Ausschußobmannes mit 
Mehrheit beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung des Abschlusses, dieser Vereinbarung 
im Sinne des Art. 15 a B-VG zu empfehlen. 

Der Verfassungausschuß stellt somit I den 
A n t rag, der Nationalrat wolle -beschließen: 

Der Abschluß der Vereinbarung gemäß Art. 15 a 
B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes 
und der Länder beim Personalaufwand für Lehrer 
an allgemeinbildenden Pflichtschulen, bei der För­
derung des Wohnbaus und der Wohnhaussanie­
rung sowie bei der Dotierung ,des Umwelt- und 
Wasserwirtschaftsfonds (946 der Beilagen), deren 
Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 ver f ass u n g s ä n -
der n d e B e s tim m u n gen enthält, wird ver­
fassungsmäßig genehmigt. 

Wien, 1989 06 27 

Dr. Schranz 

Obmann 
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